Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/3 — 20020 — 2740/66 III 


Bonn, den 8. Dezember 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Überein- 
kommen vom 6. Mai 1963 über die Verringe- 
rung der Mehrstaatigkeit und über die Wehr- 
pflicht von Mehrstaatern 

mit Begründung, den Wortlaut des Übereinkommens in eng- 
lischer und französischer Sprache und in deutscher Übersetzung 
sowie eine Denkschrift zu dem Übereinkommen (Anlage 1). Ich 
bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 296. Sitzung am 1. Juli 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 635 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen vom 6. Mai 1963 über die Verringerung 
der Mehrstaatigkeit und über die Wehrpflicht von Mehrstaatern 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Straßburg am 6. Mai 1963 von der Bundes- 
republik Deutsdiland Unterzeichneten Übereinkom- 
men über die Verringerung der Mehrstaatigkeit und 
über die Wehrpflidit von Mehrstaatern wird zu- 
gestimmt. Das Übereinkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Soweit in Artikel 2 des Übereinkommens die 
Möglichkeit eines staatlich genehmigten Verzichts 
auf eine der Staatsangehörigkeiten der Vertrags- 
staaten vorgesehen ist, wird die Genehmigung für 
deutsche Staatsangehörige in Form der Entlassung 
nach den §§ 19 bis 23 des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes vom 22. Juli 1913 (Reichs- 
gesetzbl. S. 583) erteilt. 

(2) Die in Nummer 1 Halbsatz 2 der Anlage des 
Übereinkommens vorgesehene Befreiung von der 


Voraussetzung des gewöhnlichen Aufenthalts im 
Ausland wird für deutsche Staatsangehörige in Form 
der Entlassung nach den §§ 19 bis 23 des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 22. Juli 1913 
(Reichsgesetzbl. S. 583) erteilt. 

(3) Die Artikel 5 und 6 des Übereinkommens, die 
die Erfüllung der Wehrpflicht in Fällen der Mehr- 
staatigkeit betreffen, gelten nicht im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 10 für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Übereinkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften 
in der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 soll eine dem geltenden deutschen Rechts- 
zustand angepaßte Anwendung des Übereinkom- 
mens ermöglidien. 

Artikel 2 des Übereinkommens enthält den für das 
deutsche Staatsangehörigkeitsrecht fremden Begriff 
des staatlich genehmigten Verzichts. Zur Anpassung 
an den deutschen Rechtszustand wird deshalb in 
Absatz 1 bestimmt, daß die Genehmigung zum Ver- 
zicht nach deutschem Recht in der Form der Entlas- 
sung nach §§19 bis 23 des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes erteilt wird. Diese Vorschrif- 
ten stellen den Mehrstaater, der seine deutsche 
Staatsangehörigkeit aufgeben will, grundsätzlich 
günstiger als Artikel 2 des Übereinkommens und 
sind daher durch Artikel 4 des Übereinkommens 
gedeckt. 

Genauso verhält es sich mit der in Nummer 1 Halb- 
satz 2 der Anlage des Übereinkommens vorgesehe- 


nen Befreiung von der Voraussetzung des gewöhn- 
lichen Aufenthalts im Ausland. Auch hierfür wird 
— in Absatz 2 — bestimmt, daß diese Befreiung in 
Form der Entlassung nach §§19 bis 23 des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes erfolgt. 

Die Artikel 5 und 6 des Übereinkommens sind in 
Berlin nicht anwendbar, weil das Wehrpflichtgesetz 
im Land Berlin nicht gilt. 

Zu Artikel 3 

Das Übereinkommen soll mit Ausnahme der Artikel 
5 und 6 auch auf das Land Berlin Anwendung finden; 
das Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Über- 
einkommen nach seinem Artikel 10 für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht mit Kosten be- 
lastet. 
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Übereinkommen 

über die Verringerung der Mehrstaatigkeit und über die Wehrpflicht 

von Mehrstaatern 


Convention 

on Reduction of Gases of Multiple Nationality 
and Military Obligations in Gases of Multiple Nationality 

Convention 

sur la Reduction des cas de pluralite de nationalites 
et sur les obligations militaires en cas de pluralite de nationalites 


THE MEMBER STATES OF THE 
COUNCIL OF EUROPE, signatory 
hereto, 

CONSIDERING that the aim of the 
Council of Europe is to adiieve greater 
unity between its Members; 

CONSIDERING that cases of mul- 
tiple nationality are liable to cause 
difficulties and that joint action to 
reduce as far as possible the number 
of cases of multiple nationality, as 
between member States, corresponds 
to the aims of the Council of Europe; 

CONSIDERING it desirable that per- 
sons possessing the nationality of two 
or more Contracting Parties should be 
required to fulfil their military obliga- 
tions in relation to one of those Par- 
ties only, 

HAVE AGREED AS FOLLOWS: 

CHAPTER I 

Reduction of cases 
of multiple nationality 

A rticle 1 

1. Nationais of the Contracting Par- 
ties who are of full age and who ac- 
quire of their own free will, by means 
of naturalisation, Option or recovery, 
the nationality of another Party shall 
lose their former nationality. They 
shall not be authorised to retain their 
former nationality. 


2. Nationais of the Contracting Par- 
ties who are minors and acquire by 
the Same means the nationality of 
another Party shall also lose their 
former nationality if, where their na- 
tional law provides for the loss of 
nationality in such cases, they have 
been duly empowered or represented. 
They shall not be authorised to retain 
their former nationality. 


LES ETATS MEMBRES DU CON- 
SEIL DE L’EUROPE, signataires de la 
presente Convention, 

CONSIDfiRANT que le but du Con- 
seil de l'Europe est de realiser une 
Union plus etroite entre ses Membres; 

CONSIDLRANT que le cumul de 
nationalites est une source de difficul- 
tes, et qu'une action commune en vue 
de reduire autant que possible, dans 
les relations entre Etats membres, les 
cas de pluralite de nationalites, repond 
au but poursuivi pax le Conseil de 
l'Europe; 

CONSIDfiRANT qu'il est souhaita- 
ble qu'un individu qui possede la na- 
tionalite de deux ou plusieurs Parties 
Contractantes n'ait ä remplir ses obli- 
gations militaires qu’ä l'egard d'une 
seule de ces Parties, 

SONT CONVENUS DE CE QUI 
SUIT: 

CHAPITRE ler 

De la reduction 

des cas de pluralite de nationalites 

A r ti c 1 e 

1. Les ressortissants majeurs des 
Parties Contractantes qui acquierent ä 
la suite d'une manifestation expresse 
de volonte, par naturalisation, Option 
ou reintegration, la nationalite d'une 
autre Partie, perdent leur nationalite 
anterieure; ils ne peuvent etre autori- 
ses ä la conserver. 


2. Les ressortissants mineurs des 
Parties Contractantes qui acquierent 
dans les memes conditions la nationa- 
lite d'une autre Partie, perdent egale- 
ment leur nationalite anterieure si, 
leur loi nationale prevoyant la possi- 
bilite pour les mineurs de perdre en 
pareil cas leur nationalite, ils ont ete 
düment habilites ou representes; ils ne 
peuvent etre autorises ä conserver 
leur nationalite anterieure. 


(Übersetzung) 

DIE MITGLIEDSTAATEN DES EU- 
ROPARATS, die dieses Übereinkom- 
men unterzeichnen — 

IN DER ERWÄGUNG, daß es das 
Ziel des Europarats ist, eine engere 
Verbindung zwischen seinen Mitglie- 
dern herzustellen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß sidi in 
Fällen mehrfacher Staatsangehörigkeit 
Schwierigkeiten ergeben können und 
daß ein gemeinsames Vorgehen zur 
möglichst weitgehenden Verringerung 
dieser Fälle im Verhältnis zwischen 
den Mitgliedstaaten dem Ziel des 
Europarats entspricht, 

IN DER ERWÄGUNG, daß es er- 
wünscht ist, wenn Personen, welche 
die Staatsangehörigkeit von zwei oder 
mehr Vertragsparteien besitzen, ihre 
Wehrpflicht nur gegenüber einer die- 
ser Parteien zu erfüllen brauchen — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGE- 
KOMMEN: 

KAPITEL I 

Verringerung von Fällen 
der Mehrstaatigkeit 

Artikel 1 

(1) Volljährige Staatsangehörige 
einer Vertragspartei, die infolge einer 
ausdrücklichen Willenserklärung durch 
Einbürgerung, Option oder Wiederein- 
bürgerung die Staatsangehörigkeit 
einer anderen Vertragspartei erwer- 
ben, verlieren ihre vorherige Staats- 
angehörigkeit; die Beibehaltung der 
vorherigen Staatsangehörigkeit ist 
ihnen zu versagen. 

(2) Minderjährige Staatsangehörige 
einer Vertragspartei, die in der glei- 
chen Weise die Staatsangehörigkeit 
einer anderen Vertragspartei erwer- 
ben, verlieren ebenfalls ihre vorherige 
Staatsangehörigkeit, wenn sie, sofern 
ihr Heimatrecht in solchen Fällen den 
möglichen Verlust der Staatsangehörig- 
keit vorsieht, ordnungsgemäß ermäch- 
tigt oder vertreten gewesen sind; die 
Beibehaltung der vorherigen Staats- 
angehörigkeit ist ihnen zu versagen. 


3 



Drucksache V/1219 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


3. Minor diildren, other than those 
who are or have been married, shall 
likewise lose their former nationality 
in the event of the acquisition ipso 
jure of the nationality of another Con- 
tracting Party upon and by reason of 
the naturalisation or the exercise of 
an Option or the recovery of nation- 
ality by their father and mother. 
Where only one parent loses his 
former nationality, the law of that 
Contracting Party whose nationality 
the minor possessed shall determine 
from which of his parents he shall 
derive his nationality. In the latter 
case, the said law may make the loss 
of his nationality subject to the prior 
consent of the other parent or the 
guardian to his acquiring the new 
nationality. 


However, without prejudice to the 
provisions of the law of eadi of the 
Contracting Parties concerning the 
recovery of nationality, the Party of 
which the minor referred to in the 
foregoing paragraph possessed the na- 
tionality may lay down special con- 
ditions on which they may recover 
that nationality of their own free will 
after attaining their majority. 


4. In so far as concerns the loss of 
nationality as provided for in the 
present Article, the age of majority 
and minority and the conditions of 
capacity and representation shall be 
determined by the law of the Con- 
tracting Party whose nationality the 
person concerned possesses. 


Article 2 

1. A person who possesses the na- 
tionality of two or more Contracting 
Parties may renounce one or more of 
these nationalities, with the consent 
of the Contracting Party whose na- 
tionality he desires to renounce. 

2. Such consent may not be withheld 
the Contracting Party whose national- 
ity a person of full age possesses ipso 
jure, provided that the said person 
has, for the past ten years, had his 
ordinary residence outside the terri- 
tory of that Party and also provided 
that he has his ordinary residence in 
the territory of the Party whose na- 
tionality he intends to retain. 


Consent may likewise not be with- 
held by the Contracting Party in the 
case of minors who fulfil the con- 
ditions stipulated in the preceding 
Paragraph, provided that their national 
law allows them to give up their na- 


3, Perdent egalement leur nationa- 
lite anterieure les enfants mineurs, ä 
l'exclusion de ceux qui sont ou ont 
ete maries, qui acquierent de plein 
droit la nationalite d'une autre Partie 
Contractante au moment et par le fait 
de la naturalisation, de l’option ou de 
la reintegration de leurs pere et mere. 
Lorsque seul le pere ou la mere perd 
sa nationalite anterieure, la loi de cel- 
le des Parties Contractantes dont le 
mineur possedait la nationalite deter- 
minera celui de ses parents dont il suit 
la condition; dans ce dernier cas, eile 
pourra subordonner la perte de sa na- 
tionalite au consentement prealable de 
l'autre parent ou du representant legal 
ä l’acquisition de la nouvelle nationa- 
lite. 


Toutefois et sans prejudice des dis- 
positions de la legislation de chacune 
des Parties Contractantes relativement 
au recouvrement de sa nationalite, la 
Partie dont les mineurs vises ä l’ali- 
nea precedent possedaient la nationa- 
lite aura la faculte de fixer des condi- 
tions particulieres leur permettant, 
apres leur majorite, de recouvrer cette 
nationalite ä la suite d’une manifesta- 
tion expresse de volonte. 

4. Pour la perte de la nationalite 
prevue au present article, la majorite 
et la minorite ainsi que les conditions 
d'habilitation et de representation sont 
determinees par la loi de la Partie 
Contractante dont l'individu possede 
la nationalite. 


(3) Minderjährige — - mit Ausnahme 
der verheirateten oder verheiratet ge- 
wesenen — , die im Zeitpunkt und in- 
folge der Einbürgerung, Option oder 
Wiedereinbürgerung ihrer Eltern von 
Gesetzes wegen die Staatsangehörig- 
keit einer anderen Vertragspartei er- 
werben, verlieren gleichfalls ihre vor- 
herige Staatsangehörigkeit. Verliert 
nur der Vater oder nur die Mutter die 
vorherige Staatsangehörigkeit, so be- 
stimmt sich nach den Gesetzen der- 
jenigen Vertragspartei, deren Staats- 
angehörigkeit der Minderjährige be- 
saß, welchem Elternteil er in seiner 
Rechtsstellung folgt; im letzteren Fall 
können die genannten Gesetze vor- 
sehen, daß der Verlust der Staats- 
angehörigkeit von der vorherigen Zu- 
stimmung des anderen Elternteils oder 
des gesetzlichen Vertreters zum Er- 
werb der neuen Staatsangehörigkeit 
abhängig gemacht wird. 

Unbeschadet der Rechtsvorschriften 
jeder Vertragspartei über den Wieder- 
erwerb ihrer Staatsangehörigkeit kann 
jedoch diejenige Vertragspartei, deren 
Staatsangehörigkeit ein in Unter- 
absatz 1 bezeichneter Minderjähriger 
besaß, besondere Bedingungen fest- 
legen, unter denen der Minderjährige 
nach Erreichung der Volljährigkeit 
diese Staatsangehörigkeit auf Grund 
einer ausdrücklichen Willenserklärung 
wiedererwerben kann. 

(4) Für den in diesem Artikel vor- 
gesehenen Verlust der Staatsangehörig- 
keit bestimmen sich die Volljährig- 
keit, die Minderjährigkeit und die Vor- 
aussetzungen der Ermächtigung und 
Vertretung nach den Gesetzen der- 
jenigen Vertragspartei, deren Staats- 
angehörigkeit der Betreffende besitzt. 


Article 2 

1. Tout individu possedant la natio- 
nalite de deux ou plusieurs Parties 
Contractantes pourra renoncer ä Tune 
ou aux autres nationalites qu'il posse- 
de, avec l'autorisation de la Partie 
Contractante ä la nationalite de la- 
quelle il entend renoncer. 

2. Cette autorisation ne sera pas re- 
fusee par la Partie Contractante dont 
le ressortissant majeur possede de 
plein droit la nationalite s'il a, depuis 
au moins dix ans, sa residence habi- 
tuelle hors du territoire de cette Par- 
tie et ä la condition qu'il ait sa resi- 
dence habituelle sur le territoire de la 
Partie dont il entend conserver la na- 
tionalite. 


L'autorisation ne sera pas refusee 
par la Partie Contractante dont le res- 
sortissant mineur remplit les condi- 
tions prevues ä l'alinea precedent, si 
sa loi nationale lui permet de perdre 
sa nationalite sur simple declaration 


Artikel 2 

(1) Wer die Staatsangehörigkeit von 
zwei oder mehr Vertragsparteien be- 
sitzt, kann auf eine oder mehrere da- 
von verzichten, sofern diejenige Ver- 
tragspartei, auf deren Staatsangehörig- 
keit er verzichten will, dies genehmigt, 

(2) Diese Genehmigung darf einem 
Volljährigen von der Vertragspartei, 
deren Staatsangehörigkeit er von Ge- 
setzes wegen besitzt, nicht versagt 
werden, wenn er seit mindestens zehn 
Jahren seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt außerhalb des Hoheitsgebiets die- 
ser Vertragspartei hat und wenn er 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Hoheitsgebiet derjenigen Vertragspar- 
tei hat, deren Staatsangehörigkeit er 
beibehalten will. 

Die Genehmigung darf eine Ver- 
tragspartei auch einem minderjährigen 
Staatsangehörigen nicht versagen, der 
die Voraussetzungen des Unter- 
absatzes 1 erfüllt, wenn sein Heimat- 
recht ihm gestattet, seine Staats- 
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tionality by means of a simple de- 
claration and provided also that they 
have been duly empowered or rep- 
resented. 

3. The age of majority and minority 
and the conditions for being em- 
powered or represented shall be de- 
termined by the law of the Contract- 
ing Party whose nationality the person 
in question desires to renounce. 


Article 3 

The Contracting Party whose na- 
tionalily a person desires to renounce 
shall not require the payment of any 
special tax or Charge in the event of 
such renunciation. 

Article 4 

Nothing in the provisions of this 
Convention shall preclude the applica- 
tion of any Provision more likely to 
limit the occurrence of multiple na- 
tionality whether embodied or sub- 
sequently introduced into either the 
municipal law of any Contracting 
Party or any other treaty, convention 
or agreement between two or more of 
the Contracting Parties. 

CHAPTER II 

Military obligations 
in cases of multiple nationality 

Article 5 

1. Persons possessing the nationality 
of two or more Contracting Parties 
shall be required to fulfil their military 
obligations in relation to one of those 
Parties only. 

2. The modes of application of Para- 
graph 1 may be determined by special 
agreements between any of the Con- 
tracting Parties. 

Article 6 

Except where a special agreement 
which has been, or may be, concluded 
provides otherwise, the following pro- 
visions are applicable to a person 
possessing the nationality of two or 
more Contracting Parties: 

1. Any such person shall be subject 
to military obligations in relation to 
the Party in whose territory he is 
ordinarily resident. Nevertheless, he 
shall be free to choose, up to the age 
of 19 years, to submit himself to 
military obligations as a volunteer in 
relation to any other Party of which 
he is also a national for a total and 
effective period at least equal to that 
of the active military Service required 
by the former Party. 


2. A person who is ordinarily res- 
ident in the territory of a Contracting 


et s’il a ete düment habilite ou repre- 
sente. 


3. La majorite, la minorite ainsi que 
les conditions d'habilitation et de re- 
presentation sont determinees par la 
loi de la Partie Contractante ä la na- 
tionalite de laquelle l'individu entend 
renoncer. 


Article 3 

La Partie Contractante ä la nationa- 
lite de laquelle l'individu desire re- 
noncer ne percevra, ä cette occasion, 
aucun droit special ni taxe speciale. 


Article 4 

Les dispositions de la presente Con- 
vention ne font pas obstacle ä l'appli- 
cation des dispositions plus favorables 
ä la reduction des cas de cuniul de na- 
tionalites, contenues ou qui seraient 
introduites ulterieurement soit dans la 
iegislation nationale de toute Partie 
Contractante, soit dans tout autre trai- 
te, convention ou accord entre deux 
ou plusieurs Parties Contractantes. 


CHAPITRE II 

Des obligations militaires 
en cas de pluralite de nationalites 

Article 5 

1. Tout individu qui possede la na- 
tionalite de deux ou plusieurs Parties 
Contractantes n’est tenu de remplir 
ses obligations militaires qu'ä i’egard 
d'une seule de ces Parties. 

2. Des accords speciaux entre les 
Parties Contractantes interessees pour- 
ront determiner les modalites d'appli- 
cation de la disposition prevue au pa- 
ragraphe 1. 

Article 6 

A defaut d' accords speciaux conclus 
ou ä conclure, les dispositions suivan- 
tes sont applicables ä l'individu pos- 
sedant la nationalite de deux ou de 
plusieurs Parties Contractantes: 


1. L’individu sera soumis aux obli- 
gations militaires de la Partie sur le 
territoire de laquelle il reside habi- 
tuellement. Neanmoins, cet individu 
aura la faculte, jusqu'ä Tage de 19 ans, 
de se soumettre aux obligations mili- 
taires dans l'une quelconque des Par- 
ties dont il possede egalement la na- 
tionalite SOUS forme d'engagement vo- 
lontaire pour une duree totale et ef- 
fective au moins egale ä celle du Ser- 
vice militaire actif dans l'autre Partie. 


2. L'individu qui a sa residence ha- 
bituelle sur le territoire d'une Partie 


angehörigkeit durch einfache Erklä- 
rung aufzugeben, und wenn er ord- 
nungsgemäß ermächtigt oder vertreten 
gewesen ist. 

(3) Die Volljährigkeit, die Minder- 
jährigkeit und die Voraussetzungen 
für die Ermächtigung und Vertretung 
bestimmen sich nach den Gesetzen 
derjenigen Vertragspartei, auf deren 
Staatsangehörigkeit der Betreffende 
verzichten will. 

A r t i k e 1 3 

Die Vertragspartei, auf deren Staats- 
angehörigkeit der Betreffende ver- 
zichten will, erhebt aus diesem Anlaß 
keine besondere Gebühr oder Abgabe. 


A rt i k e 1 4 

Dieses Übereinkommen steht nicht 
der Anwendung von Bestimmungen 
entgegen, die in den Rechtsvorschrif- 
ten einer Vertragspartei oder in 
einem anderen Vertrag, Übereinkom- 
men oder Abkommen zwischen zwei 
oder mehr Vertragsparteien jetzt oder 
künftig enthalten und geeignet sind, 
die Fälle von Mehrstaatigkeit in stär- 
kerem Maße zu verringern. 

KAPITEL II 

Erfüllung der Wehrpflicht 
in Fällen von Mehrstaatigkeit 

Artikels 

(1) Wer die Staatsangehörigkeit von 
zwei oder mehr Vertragsparteien be- 
sitzt, braudit seine Wehrpflicht nur 
gegenüber einer dieser Vertragspar- 
teien zu erfüllen. 

(2) Die Anwendung des Absatzes 1 
kann durch Sonderabkommen zwischen 
den beteiligten Vertragsparteien näher 
geregelt werden. 

Artikel 6 

Sind oder werden keine Sonder- 
abkommen geschlossen, so gelten für 
Personen, welche die Staatsangehörig- 
keit von zwei oder mehr Vertrags- 
parteien besitzen, folgende Bestim- 
mungen: 

(1) Der Betreffende ist gegenüber 
derjenigen Vertragspartei wehrdienst- 
pflichtig, in deren Hoheitsgebiet er 
sich gewöhnlich aufhäit. Es steht ihm 
jedoch bis zum Alter von 19 Jahren 
frei, seine Wehrpflicht bei jeder ande- 
ren Vertragspartei zu erfüllen, deren 
Staatsangehörigkeit er ebenfalls be- 
sitzt, indem er als Freiwilliger einen 
Wehrdienst von mindestens der glei- 
chen tatsächlichen Gesamtdauer ab- 
leistet, wie sie für den aktiven Wehr- 
dienst der erstgenannten Vertragspar- 
tei vorgesehen ist. 

(2) Wer seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt im Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
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Party of whidi he is not a national 
or in that of a State whidi is not a 
Party may dioose to perform his mili- 
tary Service in the territory of any 
Contracting Party of whidi he is a 
national. 

3. A person who, in accordance 
with the rules laid down in para- 
graphs 1 and 2, shall fulfil his military 
obligations in relation to one Party, 
as prescribed by the law of that Party, 
shall be deemed to have fulfilled his 
military obligations in relation to any 
other Party or Parties of whidi he is 
also a national. 

4. A person who, before the entry 
into force of this Convention between 
the Parties of whidi he is a national, 
has, in relation to one of those Parties, 
fulfilled his military obligations in ac- 
cordance with the law of that Party, 
shall be deemed to have fulfilled the 
same obligations in relation to any 
other Party or Parties of whidi he is 
also a national. 

5. A person who, in conformity with 
Paragraph 1, has performed his active 
military Service in relation to one of 
the Contracting Parties of whidi he is 
a national, and subsequently transfers 
his ordinary residence to the territory 
of the other Party of whidi he is a 
national, shall be liable to military 
Service in the reserve only in relation 
to the latter Party. 

6. The application of this Article 
shall not prejudice, in any respect, the 
nationality of the persons concerned. 

7. In the event of mobilisation by 
any Party, the obligations arising 
under this Article shall not be binding 
upon that* Party. 


CHAPTER III 

Application of the Convention 

Article 7 

1. Eadi Contracting Party shall 
apply the provisions of Chapters I 
and II. 

It is however understood that eadi 
Contracting Party may declare, at the 
time of ratification, acceptance or ac- 
cession, that it will apply the pro- 
visions of Chapter II only. In this case 
the provisions of Chapter I shall not 
be applicable in relation to that Party. 


It may, at any subsequent time, 
notify the Secretary-General of the 
Council of Europe, that it is applying 
the provisions of Chapter I as well. 
This notification shall become effec- 


Contractante dont il n'est pas le na- 
tional ou dun Etat non contractant, 
aura la faculte de dioisir parmi les Par- 
ties Contractantes dont il possMe la 
nationalite celle dans laquelle il de- 
sire accomplir ses obligations militai- 
res. 

3. L'individu qui, conformement aux 
regles prevues aux paragraphs 1 ou 2, 
aura satisfait ä ses obligations mi- 
litaires ä l'egard dune Partie Contrac- 
tante, dans les conditions prevues par 
la legislation de cette Partie, sera con- 
sidere comme ayant satisfait aux obli- 
gations militaires ä l'egard de la ou 
des Parties dont il est egalement le 
ressortissant. 

4. L'individu qui, anterieurement ä 
l'entree en vigueur de la presente 
Convention entre les Parties Contrac- 
tantes dont il possede la nationalite, a 
satisfait dans l'une quelconque de ces 
Parties aux obligations militaires pre- 
vues par la legislation de celle-ci, sera 
considere comme ayant satisfait ä ces 
memes obligations dans la ou les Par- 
ties dont il est egalement le ressortis- 
sant. 


5. Lorsque l'individu a accompli ses 
obligations militaires d'activite dans 
l'une des Parties Contractantes dont il 
possede la nationalite, en conformite 
du paragraphe 1, et qu'il transfere ul- 
terieurement sa residence habituelle 
sur le territoire de l’autre Partie dont 
il possede la nationalite, il ne pourra 
etre soumis, s'il y a lieu, aux obliga- 
tions militaires de reserve que dans 
cette demiere Partie. 

6. L'application des dispositions du 
present article n'affecte en rien la na- 
tionalite des individus. 

7. En cas de mobilisation dans une 
des Parties Contractantes, les obliga- 
tions decoulant des dispositions du 
present article ne sont pas applica- 
bles en ce qui concerne cette Partie. 


CHAPITRE III 

De rapplication de la Convention 

Article 7 

1. Chacune des Parties Contractan- 
tes applique les dispositions des dia- 
pitres ler et II. 

Toutefois, diacune des Parties Con- 
tractantes peut, au moment de la si- 
gnature, ou au moment du depot de 
son Instrument de ratification, d'accep- 
tation ou d'adhesion, declarer qu'Elle 
n'appliquera que les dispositions du 
diapitre II. Dans ce cas, les disposi- 
tions du diapitre I^r ne sont pas appli- 
cables ä l'egard de cette Partie. 

Elle pourra ulterieurement ä tout 
moment notifier au Secretaire General 
du Conseil de l'Europe qu'Elle appli- 
que egalement les dispositions du dia- 
pitre I^r. Cette notification prendra ef- 


partei, deren Staatsangehörigkeit er 
nicht besitzt, oder im Hoheitsgebiet 
eines Nichtvertragsstaats hat, kann 
wählen, bei welcher Vertragspartei, 
deren Staatsangehörigkeit er besitzt, 
er seine Wehrpflicht erfüllen will. 

(3) Hat eine Person nach Maßgabe des 
Absatzes 1 oder 2 ihre Wehrpflicht 
gegenüber einer Vertragspartei im Ein- 
klang mit deren Rechtsvorschriften er- 
füllt, so gilt ihre Wehrpflicht auch 
gegenüber der oder den Vertragspar- 
teien als erfüllt, deren Staatsange- 
hörigkeit sie ebenfalls besitzt. 


(4) Hat eine Person vor Inkrafttre- 
ten dieses Übereinkommens zwischen 
denjenigen Vertragsparteien, deren 
Staatsangehörigkeit sie besitzt, bei 
einer dieser Vertragsparteien die dort 
gesetzlich vorgesehene Wehrpflicht 
erfüllt, so gilt die Wehrpflicht auch 
gegenüber der oder den Vertrags- 
parteien als erfüllt, deren Staats- 
angehörigkeit die betreffende Person 
ebenfalls besitzt. 

(5) Wer seine aktive Wehrpflicht bei 
einer der yertragsparteien, deren 
Staatsangehörigkeit er besitzt, gemäß 
Absatz 1 erfüllt hat und danach seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt in das Ho- 
heitsgebiet der anderen Vertragspartei 
verlegt, deren Staatsangehörigkeit er 
besitzt, kann nur von der letzteren 
zur Erfüllung der Reserve Wehrpflicht 
herangezogen werden. 

(6) Die Anwendung dieses Artikels 
berührt nicht die Staatsangehörigkeit 
der betroffenen Personen. 

(7) Im Falle der Mobilmachung einer 
Vertragspartei ist diese nicht an die 
Verpflichtungen gebunden, die sich 
aus diesem Artikel ergeben. 


KAPITEL III 

Anwendung des Übereinkommens 

Artikel 7 

(1) Jede Vertragspartei wendet die 
Kapitel I und II an. 

Jede Vertragspartei kann jedoch bei 
der Unterzeichnung oder bei der Hin- 
terlegung ihrer Ratifikations-, An- 
nahme- oder Beitrittsurkunde erklä- 
ren, daß sie lediglich das Kapitel II 
anwenden wird. In diesem Fall ge- 
langt Kapitel I gegenüber dieser Ver- 
tragspartei nicht zur Anwendung. 

Sie kann jederzeit danach dem Ge- 
neralsekretär des Europarats notifizie- 
ren, daß sie auch Kapitel I anwendet. 
Diese Notifikation wird mit dem Tag 
ihres Eingangs wirksam; Kapitel I ge- 
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tive as from the date of its receipt, 
and the provisions of Chapter I shall 
thereupon become applicable in re- 
lation to that Party. 

2. Fach Contracting Party which has 
applied the provisions of the first 
sub-paragraph of paragraph 1 of this 
Article may declare, at the time of 
signing or at the time of depositing 
its Instrument of ratification, ac- 
ceptance or accession that it will 
apply the provisions of Chapter II only 
in regard to Contracting Parties which 
are applying the provisions of Chap- 
ters I and IL In this case the provi- 
sions of Chapter II shall not be ap- 
plicable between the Party making 
such a declaration and a Party ap- 
plying the second sub-paragraph of 
Paragraph 1. 

CHAPTER IV 

Final Clauses 

Article 8 

1. Any Contracting Party may, when 
signing this Convention or depositing 
its Instrument of ratification, accept- 
ance or accession, declare that it 
avails itself of one or more of the 
reservations provided for in the Annex 
to the present Convention. No other 
reservation shall be permitted. 

2. Any Contracting Party may 
wholly or partly withdraw a reserva- 
tion it has made in accordance with 
the foregoing paragraph by means of 
a notification addressed to the Secre- 
tary-General of the Council of Europe, 
which shall become effective as from 
the date of its receipt. 

3. A Contracting Party which has 
made a reservation in respect of any 
Provision of the Convention in accord- 
ance with this Article may not Claim 
application of the said Provision by 
another Party; it may, however, if its 
reservation is partial or conditional 
Claim the application of that Provision 
in so far as it has itself accepted it. 


Article 9 

1. Any Contracting Party may, by a 
declaration made to the Secretary- 
General of the Council of Europe on 
signature or on depositing its Instru- 
ment of ratification, acceptance or 
accession, or at any subsequent time, 
with regard to States and territories 
for which it assumes international 
responsibility, or for whidi it is em- 
powered to contract, define the term 
"nationals" and specify the "terri- 
tories" to which the present Con- 
vention shall be applicable. 
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fet ä la date de sa reception et les dis- 
positions du chapitre ler deviendront 
alors applicables ä l'egard de cette 
Partie. 

2. Chacune des Parties Contractan- 
tes qui fait application des disposi- 
tions du paragraphe 1, alinea, du 
present article peut, au moment de la 
signature, ou au moment du depot de 
son Instrument de ratification, d'ac- 
ceptation ou d'adhesion, declarer 
qu'Elle n'appliquera les dispositions 
du chapitre II qu'ä l’egard des Parties 
Contractantes qui appliquent les dis- 
positions des diapitres 1®^ et II. Dans 
ce cas, les dispositions du chapitre II 
ne sont pas applicables entre la Par- 
tie qui fait une teile declaration et une 
Partie qui fait application des disposi- 
tions du deuxieme alinea du paragra- 
phe 1. 


CHAPITRE IV 

Clauses finales 

Article 8 

1. Chacune des Parties Contractan- 
tes peut au moment de la signature de 
la presente Convention ou au moment 
du depot de son Instrument de ratifi- 
cation, d'acceptation ou d’adhesion de- 
clarer faire usage d'une ou de plu- 
sieurs reserves figurant a l'annexe ä 
la presente Convention. Aucune au- 
tre reserve ne peut etre admise. 

2. Chacune des Parties Contractan- 
tes peut retirer en tout ou en partie 
une reserve formulee par Elle en ver- 
tu du paragraphe precedent au moyen 
d’une notification adressee au Secre- 
taire General du Conseil de l’Europe 
et qui prendra effet ä la date de sa re- 
ception. 

3. Une Partie Contractante qui, en 
vertu du present article, a fait usage 
d’une reserve au sujet d’une disposi- 
tion de la Convention, ne peut preten- 
dre ä l'application de cette disposi- 
tion par une autre Partie. Elle peut 
toutefois, si la reserve est partielle ou 
conditionnelle, pretendre ä l'applica- 
tion de cette disposition dans la me- 
sure oü Elle l'a acceptee. 


Article 9 

1. Chaque Partie Contractante pour- 
ra, par une declaration faite au Secre- 
taire General du Conseil de l'Europe 
au moment de la signature ou du de- 
pot de son Instrument de ratification, 
d'acceptation ou d’adhesion, ou ä tout 
autre moment par la suite, en ce qui 
concerne les Etats et territoires dont 
Elle assume la responsabilite interna- 
tionale ou pour lesquels Elle est habi- 
litee ä stipuler, definir le terme « res- 
sortissants » et determiner les « terri- 
toires» auxquels la presente Conven- 
tion sera applicable. 
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langt sodann gegenüber dieser Ver- 
tragspartei zur Anwendung. 


(2) Jede Vertragspartei, die gemäß 
Absatz 1 Unterabsatz 1 verfährt, kann 
bei der Unterzeichnung oder bei der 
Hinterlegung ihrer Ratifikations-, An- 
nahme- oder Beitrittsurkunde erklä- 
ren, daß sie Kapitel II nur gegenüber 
denjenigen Vertragsparteien anwen- 
den wird, welche die Kapitel I und II 
anwenden. In diesem Fall gelangt 
Kapitel II zwischen der Vertragspar- 
tei, die eine solche Erklärung abgege- 
ben hat, und einer Vertragspartei, die 
gemäß Absatz 1 Unterabsatz 2 ver- 
fährt, nicht zur Anwendung. 


KAPITEL IV 

Sdilußbestimmungen 

Artikel 8 

(1) Jede Vertragspartei kann bei der 
Unterzeichnung dieses Übereinkom- 
mens oder bei der Hinterlegung ihrer 
Ratifikations-, Annahme- oder Bei- 
trittsurkunde erklären, daß sie von 
einem oder mehreren der in der An- 
lage zu dem Übereinkommen aufge- 
führten Vorbehalte Gebrauch macht. 
Andere Vorbehalte sind nicht zulässig. 

(2) Jede Vertragspartei kann einen 
von ihr auf Grund des Absatzes 1 
gemachten Vorbehalt durch eine an 
den Generalsekretär des Europarats 
gerichtete Notifikation, die im Zeit- 
punkt ihres Eingangs wirksam wird, 
ganz oder teilweise zurückziehen. 

(3) Eine Vertragspartei, die auf 
Grund dieses Artikels einen Vorbehalt 
zu einer Bestimmung dieses Überein- 
kommens gemacht hat, kann nicht ver- 
langen, daß eine andere Vertrags- 
partei die betreffende Bestimmung an- 
wendet. Ist jedoch ihr Vorbehalt be- 
schränkt oder bedingt, so kann sie die 
Anwendung der betreffenden Bestim- 
mung insoweit verlangen, als sie sie 
selbst angenommen hat. 

Artikel 9 

(1) Jede Vertragspartei kann bei 
der Unterzeichnung oder bei der Hin- 
terlegung ihrer Ratifikations-, An- 
nahme- oder Beitrittsurkunde oder 
jederzeit danach durch eine an den 
Generalsekretär des Europarats ge- 
richtete Erklärung bezüglich der Staa- 
ten und Hoheitsgebiete, deren inter- 
nationale Beziehungen sie wahr- 
nimmt oder für die sie Verträge zu 
schließen befugt ist, den Begriff 
„Staatsangehörige" bestimmen und die 
„Hoheitsgebiete" bezeichnen, auf wel- 
che dieses Übereinkommen anwendbar 
ist. 
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2. Any declaration made in accord- 
ance with this Article may, in respect 
of the nationals and territories men- 
tioned in such declaration, be with- 
drawn according to the procedure laid 
down in Article 12 of this Convention. 

Article 10 

1. This Convention shall be open to 
Signatare by the member States of the 
Council of Europe. It shall be subject 
to ratification or acceptance. Instru- 
ments of ratification or acceptance 
shall be deposited with the Secretary- 
General of the Council of Europe. 

2. This Convention shall enter into 
force one month after the date of 
deposit of the second Instrument of 
ratification or acceptance. 

3. In respect of a signatory State 
ratifying or accepting subsequently, 
the Convention shall come into force 
one month after the date of deposit 
of its instrument of ratification or 
acceptance. 

Article 11 

1. After this Convention has come 
into force the Commitlee^of Ministers 
of the Council of Europe may un- 
animously decide to invite any State 
which is not a Member of the Council 
to accede to it. Any State so invited 
may accede by depositing its Instru- 
ment of accession with the Secretary- 
General of the Council. 


2. The Convention shall come into 
force in respect of any State acceding 
thereto one month after the date of 
deposit of its instrument of accession. 

Article 12 

1. This Convention shall remain in 
force indefinitely. 

2. Any Contracting Party may, in 
so far as it is concerned, denounce this 
Convention by means of a notification 
addressed to the Secretary-General of 
the Council of Europe. 

3. Such denunciation shall take 
effect one year after the date of re- 
ceipt by the Secretary-General of 
such notification. 

Article 13 

The Secretary-General of the Coun- 
cil of Europe shall notify the member 
States of the Council and the Govern- 
ment of any State which has acceded 
to this Convention of: 

(a) any Signatare and any deposit of 
instruments of ratification, ac- 
ceptance or accession; 

(b) all dates of entry into force of the 
Convention in accordance with Ar- 
ticles 10 and 11 thereof; 


2. Toute declaration en vertu du 
present article pourra etre retiree, en 
ce qui concerne les ressortissants et 
territoires designes dans cette decla- 
ration, aux conditions prevues par 
l’article 12 de la presente Convention. 

Article 10 

1. La presente Convention est ou- 
verte ä la signature des Membres du 
Conseil de l'Europe. Elle sera ratifiee 
ou acceptee. Les instruments de ratifi- 
cation ou d’acceptation seront depo- 
ses pres le Secretaire General du Con- 
seil de l’Europe. 

2. La presente Convention entrera 
en vigueur un mois apres la date du 
depöt du deuxieme instrument de rati- 
fication ou d’acceptation. 

3. A l’egard de tout signataire qui la 
ratifiera ou l’acceptera ulterieurement, 
la Convention entrera en vigueur un 
mois apres la date du depöt de son 
instrument de ratification ou d’accep- 
tation. 


Article 11 

1. Apres l’entree en vigueur de la 
presente Convention, le Comite des 
Ministres du Conseil de l’Europe pour- 
ra decider, ä l'unanimite, d'inviter tout 
Etat non membre du Conseil ä adherer 
d celle-ci. Tout Etat ayant regu cette 
Invitation pourra adherer ä la Con- 
vention en deposant son instrument 
d’adhesion pres le Secretaire General 
du Conseil de l’Europe. 


2. Pour tout Etat adherent, la Con- 
vention entrera en vigueur un mois 
apres la date du depöt de son instru- 
ment d'adhesion. 


Article 12 

1. La presente Convention demeure- 
ra en vigueur sans limitation de duree. 

2. Toute Partie Contractante pour- 
ra, en ce qui la concerne, denoncer la 
presente Convention en adressant une 
notification au Secretaire General du 
Conseil de l’Europe. 

3. La denonciation prendra effet une 
annee apres la date de la reception de 
la notification par le Secretaire Gene- 
ral. 


Article 13 

Le Secretaire General du Conseil de 
l’Europe notifiera aux Etats membres 
du Conseil et au Gouvernement de 
tout Etat ayant adhere ä la presente 
Convention: 

(a) toute signature et le depöt de tout 
instrument de ratification, d’accep- 
tation ou d'adhesion; 

(b) toute date d’entree en vigueur de 
la presente Convention conforme- 
ment aux articles 10 et 11; 


(2) Jede auf Grund dieses Artikels 
abgegebene Erklärung kann bezüglich 
der darin bezeichneten Staatsangehöri- 
gen und Hoheitsgebiete nach Maßgabe 
des Artikels 12 zurückgezogen werden. 


Artikel 10 

(1) Dieses Übereinkommen liegt für 
die Mitglieder des Europarats zur 
Unterzeichnung auf. Es bedarf der Ra- 
tifikation oder Annahme. Die Ratifi- 
kations- oder Annahmeurkunden sind 
beim Generalsekretär des Europarats 
zu hinterlegen. 

(2) Dieses Übereinkommen tritt einen 
Monat nach der Hinterlegung der zwei- 
ten Ratifikations- oder Annahme- 
urkunde in Kraft. 

(3) Für jeden Unterzeichnerstaat, der 
das Übereinkommen später ratifiziert 
oder annimmt, tritt es einen Monat 
nach der Hinterlegung seiner Ratifi- 
kations- oder Annahmeurkunde in 
Kraft. 

A 1 1 i k e 1 11 

(1) Nach dem Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens kann das Minister- 
komitee des Europarats durch einstim- 
migen Beschluß jeden Nichtmitglied- 
staat des Rates einladen, dem Über- 
einkommen beizutreten. Jeder Staat, 
der eine solche Einladung erhalten 
hat, kann dem Übereinkommen durch 
Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde 
beim Generalsekretär des Europarats 
beitreten. 

(2) Für jeden beitretenden Staat tritt 
das Übereinkommen einen Monat 
nach der Hinterlegung seiner Beitritts- 
urkunde in Kraft. 

Artikel 12 

(1) Dieses Übereinkommen bleibt 
auf unbegrenzte Zeit in Kraft. 

(2) Jede Vertragspartei kann dieses 
Übereinkommen, soweit es sie selbst 
betrifft, durch eine an den General- 
sekretär des Europarats gerichtete No- 
tifikation kündigen, 

(3) Die Kündigung wird ein Jahr 
nach dem Eingang dieser Notifikation 
beim Generalsekretär wirksam. 


Artikel 13 

Der Generalsekretär des Europarats 
notifiziert den Mitgliedstaaten des Ra- 
tes und den Regierungen aller Staa- 
ten, die diesem Übereinkommen bei- 
getreten sind, 

a) jede Unterzeichnung und jede Hin- 
terlegung einer Ratifikations-, An- 
nahme- oder Beitrittsurkunde; 

b) den Zeitpunkt jedes Inkrafttretens 
dieses Übereinkommens nach den 
Artikeln 10 und 1 1 ; 
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(c) any reservation made in accord- 
ance with Article 8, paragraph 1; 

(d) the withdrawal of any reservation 
in accordance with Article 8, para- 
graph 2; 

(e) any declaration or notification re- 
ceived in accordance with the pro- 
visions of Article 7 and Article 9, 
Paragraph 1; 

(f) any notification received in pur- 
suance of the provisions of Ar- 
ticle 9, Paragraph 2, and of Ar- 
ticle 12 and the date on which de- 
nunciation takes effect. 


IN WITNESS WHEREOF, the under- 
signed, being duly authorised thereto, 
have signed this Convention. 


DONE at Strasbourg, this 6th day of 
May 1963 in English and in Frendi, 
both texts being equally authoritative, 
in a single copy whidi shall remain 
deposited in the archives of the Coun- 
cil of Europe. The Secretary-General 
shall transmit certified copies to each 
of the signatory and acceding Gov- 
ernments. 


For the GOVERNMENT 
OF THE REPULIC OF AUSTRIA; 


For the GOVERNMENT 
OF THE KINGDOM OF BELGIUM: 

For the GOVERNMENT 
OF THE REPUBLIC OF CYPRUS: 

For the GOVERNMENT 
OF THE KINGDOM OF DENMARK: 

For the GOVERNMENT 
OF THE FRENCH REPUBLIC: 


For the GOVERNMENT 
OF THE FEDERAL REPUBLIC 
OF GERMANY: 


(c) toute reserve formulee en applica- 
tion des dispositions du paragra- 
phe 1 de I'article 8; 

(d) le retrait de toute reserve effec- 
tue en application des dispositions 
du paragraphe 2 de I'article 8; 

(e) toute declaration et toute notifica- 
tion regues en application des dis- 
positions de I’article 7 et du para- 
graphe 1 de I’article 9; 

(t) toute notification re(;ue en appli- 
cation des dispositions du para- 
graphe 2 de I’article 9 et des dis- 
positions de I’article 12, et la date 
ä laquelle la denonciation prendra 
effet. 


EN FOI DE QUOl, les soussignes, 
düment autorises ä cet effet, ont signe 
la presente Convention, 


FAIT ä Strasbourg, le 6 mai 1963, en 
francais et en anglais, les deux textes 
faisant egalement foi, en un seul 
exemplaire qui sera depose dans les 
archives du Conseil de l’Europe. Le 
Secretaire General en cömmuniquera 
copie certifiee conforme ä chacun des 
Gouvernements signataires et adhe- 
rents. 


Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE D’AUTRICHE; 

Krei sky 

Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DE BELGIQUE: 

Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE DE CHYPRE: 

Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DE DÄNEMARK: 

Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE FRANCAISE: 

Le Gouvernement de la Republique 
francaise declare faire usage de la re- 
serve prevue au point 2 de l'Annexe 
ä la Convention. 


Michel Habib-Deloncle 

Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE FEDERALE 
D’ALLEMAGNE: 

Est considere comme ressortissant de 
la Republique Federale d'Allemagne, 
pour l’application de la Convention 
sur la reduction des cas de pluralite 
de nationalites et sur les obligations 
militaires en cas de pluralite de natio- 
nalites, toute personne qui est alle- 
mand au sens de I’article 116 de la Loi 
Fondamentale de la Republique Fede- 
rale d'Allemagne. 

Ca rstens 


c) jeden nach Artikel 8 Absatz 1 ge- 
machten Vorbehalt; 

d) jede nach Artikel 8 Absatz 2 er- 
folgte Zurückziehung eines Vor- 
behalts; 

e) jede nach Artikel 7 und nach Ar- 
tikel 9 Absatz 1 eingegangene Er- 
klärung und Notifikation; 

f) jede nach Artikel 9 Absatz 2 und 
nach Artikel 12 eingegangene No- 
tifikation und den Zeitpunkt, zu 
dem die Kündigung wirksam wird. 


ZU URKUND DESSEN haben die 
hierzu gehörig befugten Unterzeich- 
neten dieses Übereinkommen unter- 
schrieben. 

GESCHEHEN zu Straßburg am 6. Mai 
1963 in englischer und französischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut glei- 
chermaßen verbindlich ist, in einer 
Urschrift, die im Archiv des Europa- 
rats hinterlegt wird. Der Generalsekre- 
tär übermittelt allen Unterzeichner- 
regierungen und beitretenden Regie- 
rungen beglaubigte Abschriften. 


Für dia REGIERUNG 
DER REPUBLIK ÖSTERREICH: 


Für die REGIERUNG 
DES KÖNIGREICHS BELGIEN: 

Für die REGIERUNG 
DER REPUBLIK ZYPERN: 

Für die REGIERUNG 
DES KÖNIGREICHS DÄNEMARK: 

Für die REGIERUNG 
DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK: 

Die Regierung der Französischen Re- 
publik erklärt, daß sie von dem unter 
Punkt 2 der Anlage zu dem Überein- 
kommen vorgesehenen Vorbehalt Ge- 
brauch macht. 


Für die REGIERUNG DER 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Für die Anwendung des Überein- 
kommens über die Verringerung der 
Mehrstaatigkeit und über die Wehr- 
pflicht von Mehrstaatern gilt als 
Staatsangehöriger der Bundesrepublik 
Deutschland jede Person, die Deutscher 
im Sinne des Artikels 116 des Grund- 
gesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland ist. 
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For the GOVERNMENT 
OF THE KINGDOM OF GREECE: 

For the GOVERNMENT 
OF THE ICELANDIC REPUBLIC: 

For the GOVERNMENT 
OF IRELAND: 

For the GOVERNMENT 
OF THE ITALIAN REPUBLIC: 


For the GOVERNMENT 
OF THE GRAND DUCHY 
OF LUXEMBOURG: 

For the GOVERNMENT 
OF THE KINGDOM OF THE 
NETHERLANDS: 


For the GOVERNMENT 
OF THE KINGDOM OF NORWAY: 


For the GOVERNMENT 
OF THE KINGDOM OF S WEDEN: 

For the GOVERNMENT 
OF THE TURKISH REPUBLIC: 

For the GOVERNMENT 
OF THE UNITED KINGDOM 
OF GREAT BRITAIN AND 
NORTHERN IRELAND: 


Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DE GR£CE: 

Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE ISLAND AISE: 

Pour le GOUVERNEMENT 
D'IRLANDE: 

Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE ITALIENNE: 
Edoardo Martino 

Pour le GOUVERNEMENT 

DU grand-duchE de 

LUXEMBOURG: 

Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DES PAYS-BAS: 


H. R. van Houten 

Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DE NORVEGE: 
Halvard Lange 

Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DE SUEDE: 

Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE TURQUE: 

Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME-UNI 
DE GRANDE-BRETAGNE 
ET D'IRLANDE DU NORD: 
Edward Heath 


Für die REGIERUNG 
DES KÖNIGREICHS GRIECHENLAND: 

Für die REGIERUNG 
DER REPUBLIK ISLAND: 

Für die REGIERUNG VON IRLAND: 


Für die REGIERUNG 
DER ITALIENISCHEN REPUBLIK: 


Für die REGIERUNG DES 
GROSSHERZOGTUMS LUXEMBURG: 


Für die REGIERUNG DES 
KÖNIGREICHS DER NIEDERLANDE: 


Für die REGIERUNG 
DES KÖNIGREICHS NORWEGEN: 


Für die REGIERUNG 
DES KÖNIGREICHS SCHWEDEN: 

Für die REGIERUNG 
DER REPUBLIK TÜRKEI: 

Für die REGIERUNG 
DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS 
GROSSBRITANNIEN 
UND NORDIRLAND: 
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Annex 

Any Contracting Party may declare 
that it reserves the right: 

1. to make the loss of nationality 
referred to in Article 1, paragraphs 1, 
2 and 3, subject to the condition that 
the person concerned already or- 
dinarily resides or at some time takes 
up his ordinary residence outside its 
territory, except where, in the case of 
acquisition of a foreign nationality of 
his own free will, such person is ex- 
empted by the competent authority 
from the condition of ordinary res- 
idence abroad; 


2. not to regard a declaration made 
by a woman with a view to acquiring 
her husband's nationality by virtue 
and at the time of marriage as an 
Option within the meaning of Ar- 
ticle 1; 

3. to allow any of its nationals to 
retain his previous nationality if a 
Contracting Party for whose nation- 
ality he applies in the manner re- 
ferred to in Article 1 gives its prior 
consent thereto; 

4. not to apply the provisions of 
Articles 1 and 2 when the wife of 
one of its nationals has acquired an- 
other nationality while her husband 
retains the nationality of such Party. 


Annexe 

Chacune des Parties Contractantes 
peut declarer qu'Elle se reserve: 

1. de subordonner la perte de sa na- 
tionalite prevue aux paragraphes 1, 2 
et 3 de l'article ler ä la condition que 
la personne interessee reside habituel- 
lement ou fixe sa residence habituelle 
ä quelque moment que ce soit en de- 
hors de son territoire, a moins que, 
s'agissant d'une acquisition par mani- 
festation expresse de volonte, la meme 
personne soit dispensee par l'autorite 
competente de la condition de resider 
habituellement ä l'etranger. 


2. de ne pas considerer comme une 
Option au sens de l’article ler, la de- 
claration souscrite par la femme en 
vue d'acquerir la nationalite du mari 
au moment et par l'effet du mariage. 

3. de permettre ä Tun de ses ressor- 
tissants de conserver sa nationalite 
anterieure si la Partie Contractante 
dont il demande d'acquerir la natio- 
nalite, aux termes de l'article ler, y 
consent au prealable. 

4. de ne pas appliquer les disposi- 
tions des articles ler et 2 de la pre- 
sente Convention lorsque l'epouse de 
Tun de ses ressortissants a acquis une 
nouvelle nationalite, aussi longtemps 
que son mari conserve la nationalite 
de cette Partie. 


Anlage 

Jede Vertragspartei kann erklären, 
daß sie sich das Recht vorbehält, 

(1) den in Artikel 1 Absätze 1, 2 
und 3 vorgesehenen Verlust der 
Staatsangehörigkeit von der Voraus- 
setzung abhängig zu machen, daß die 
betreffende Person sich gewöhnlich 
außerhalb ihres Hoheitsgebiets aufhält 
oder dort zu irgendeinem Zeitpunkt 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt nimmt, 
es sei denn, daß im Falle des Erwerbs 
einer fremden Staatsangehörigkeit 
kraft ausdrücklicher Willenserklärung 
die betreffende Person durch die zu- 
ständige Behörde von der Vorausset- 
zung des gewöhnlichen Aufenhalts im 
Ausland befreit wird; 

(2) eine Erklärung, die eine Frau zu 
dem Zweck abgibt, durch Eheschlie- 
ßung und im Zeitpunkt derselben die 
Staatsangehörigkeit des Ehemannes zu 
erwerben, nicht als Option im Sinne 
des Artikels 1 anzusehen; 

(3) einem ihrer Staatsangehörigen 
zu gestatten, seine bisherige Staats- 
angehörigkeit beizubehalten, wenn die 
Vertragspartei, deren Staatsangehörig- 
keit er gemäß Artikel 1 zu erwerben 
beantragt, dem vorher zugestimmt hat; 

(4) wenn die Ehefrau eines ihrer 
Staatsangehörigen eine neue Staats- 
angehörigkeit erworben hat, die Ar- 
tikel 1 und 2 des Übereinkommens so 
lange nicht anzuwenden, wie der Ehe- 
mann die Staatsangehörigkeit dieser 
Vertragspartei beibehält. 
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Denkschrift zum Übereinkommen 


1. Allgemeines 

Auf eine Empfehlung der Beratenden Versammlung 
des Europarats im Jahre 1958 hatten die Minister- 
beauftragten mit Entschließung vom 19. September 
1958 einen Sachverständigenausschuß einberufen, 
dem die Aufgabe gestellt wurde, die Möglichkeit 
eines Übereinkommens zur Verringerung der Mehr- 
staatigkeit zu prüfen und gegebenenfalls den Ent- 
wurf eines entsprechenden Übereinkommens zur 
Verringerung der Mehrstaatigkeit auszuarbeiten. 
Dabei sollte auch die Wehrdienstfrage von Mehr- 
staatern geprüft werden. 

Der Sachverständigenausschuß ist in fünf Sitzungen 
in der Zeit vom 8. bis 13. Januar 1959, vom 1. bis 
8. Juni 1959, vom 21. bis 28. Juni 1960, vom 13. bis 
18. Februar und 18. Juni bis 22. Juni 1962 am Sitz 
des Europarats in Straßburg zusammengetreten. Er 
hat einen Entwurf eines Übereinkommens zur Ver- 
ringerung der Mehrstaatigkeit und über die Wehr- 
pflicht von Mehrstaatern erarbeitet. Die Minister- 
beauftragten berieten den Entwurf in mehreren 
Sitzungen. Am 6. Mai 1963 wurde das Übereinkom- 
men von der Bundesrepublik Deutschland zusammen 
mit Österreich, Frankreich, Italien, den Nieder- 
landen, Norwegen und Großbritannien und am 
5. Juni 1963 von Belgien unterzeichnet. 

Bei der Ausarbeitung des Übereinkommens war man 
sich klar, daß die mehrfache Staatsangehörigkeit, die 
sich aus dem Nebeneinanderbestehen der Regeln 
des „jus Soli*' und des „jus sanguinis" ergibt, schwer 
zu beseitigen ist, denn diese Regeln stellen Grund- 
prinzipien des Staatsangehörigkeitsrechts dar und 
beruhen auf politischen, bevölkerungspolitischen, 
wirtsdiaftlichen und sozialen Erwägungen, die tief 
in den nationalen Rechtsordnungen wurzeln und 
berücksichtigt werden müssen. Das gleiche gilt für 
jede Doppelstaatsangehörigkeit, die sonst kraft Ge- 
setzes entsteht. Eine Lösung dieser Fragen wurde 
auch nicht angestrebt. Hingegen sollte die mehrfache 
Staatsangehörigkeit möglichst weitgehend einge- 
schränkt werden, wenn ein willentlicher Erwerb 
einer fremden Staatsangehörigkeit vorliegt. Außer- 
dem soll Mehrstaatern die Möglichkeit eingeräumt 
werden, eine oder mehrere ihrer Staatsangehörig- 
keiten aufzugeben. Hinsichtlich der Wehrpflicht von 
Mehrstaatern ist festgelegt, daß diese ihre Wehr- 
pflicht nur einem der Vertragsstaaten gegenüber zu 
erfüllen brauchen, und zwar grundsätzlich dem- 
jenigen Vertragsstaat gegenüber, in dessen Hoheits- 
gebiet sich der Mehrstaater gewöhnlich aufhält. 

Bei der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde soll 
von den Vorbehalten in Nummern 1 und 3 der An- 
lage des Übereinkommens Gebrauch gemacht wer- 
den und außerdem eine Erklärung abgegeben wer- 
den, daß das Übereinkommen auch im Land Berlin 
gilt. Bereits bei der Unterzeichnung des Überein- 
kommens am 6. Mai 1963 hat die Bundesrepublik 
erklärt, daß als Staatsangehöriger der Bundesrepu- 
blik Deutschland jede Person gilt, die Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland ist. 


Die Ratifikation des Übereinkommens bringt, wenn 
von den genannten Vorbehalten Gebrauch gemacht 
wird, keine ins Gewicht fallenden Änderungen des 
deutschen Staatsangehörigkeitsrechts mit sich. Die 
deutschen Gesetzesvorschriften, vor allem der haupt- 
sächlich einschlägige § 25 des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes (RuStAG), bleiben in ihrem 
Grundgehalt unberührt. 

Als erster upd einziger Staat hat Frankreich seine 
Ratifikationsurkunde am 26. Januar 1965 bei dem 
Generalsekretär des Europarats in Straßburg hinter- 
legt. Das Übereinkommen ist daher bislang noch 
nicht in Kraft getreten. 


IL Besonderes 

Zu Artikel 1 

Diese Bestimmung enthält das Kernstück des Über- 
einkommens. Es wird dabei zwischen Volljährigen 
und Minderjährigen unterschieden. Da der Verlust 
der Staatsangehörigkeit bei Volljährigen und Min- 
derjährigen auf verschiedenen Voraussetzungen be- 
ruhen kann, werden diese beiden Gruppen ge- 
trennter Regelung unterworfen. Der Verlust der 
bisherigen Staatsangehörigkeit tritt mit dem Erwerb 
der neuen Staatsangehörigkeit ohne weiteres ein; 
es bedarf dazu keiner behördlichen Genehmigung. 

Das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht (§ 25 RuStAG) 
sieht schon bisher den Verlust der deutschen Staats- 
angehörigkeit vor, wenn auf Antrag eine fremde 
Staatsangehörigkeit erworben wird; allerdings 
kommt als weitere Voraussetzung für diesen Verlust 
hinzu, daß der Deutsche weder seinen Wohnsitz 
noch seinen dauernden Aufenthalt im Inland hat. 
Dieses Merkmal enthält Artikel 1 des Übereinkom- 
mens nicht. Durch Ausübung des Vorbehalts in Nr. 1 
der Anlage des Übereinkommens kann jedoch der 
Rechtszustand des § 25 RuStAG im wesentlichen ge- 
wahrt werden. 

Das in Artikel 1, Abs. 1 und 2 enthaltene Gebot, 
einem Staatsangehörigen bei Erwerb einer fremden 
Staatsangehörigkeit die Beibehaltung der vor- 
herigen Staatsangehörigkeit zu versagen, entfällt, 
wenn von dem Vorbehalt in Nr. 3 der Anlage des 
Übereinkommens Gebrauch gemacht wird; eine Bei- 
behaltungsgenehmigung kann künftig allerdings nur 
dann erteilt werden, wenn der Staat, dessen Staats- 
angehörigkeit erworben werden soll, damit einver- 
standen ist. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß 
die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit 
auch bisher nur in Ausnahmefällen und nur dann 
genehmigt wurde, wenn sie der fremde Staat mit 
den Loyalitätspflichten seines neuen Staatsbürgers 
für vereinbar hielt. 

Absatz 2 dient dem besonderen Schutze der Minder- 
jährigen. 

Absatz 3 enthält möglicherweise insofern eine vom 
deutschen Recht abweichende Regelung, als ein 
Minderjähriger die deutsche Staatsangehörigkeit 
auch dann verliert, wenn er eine fremde Staats- 
angehörigkeit auf Grund der Einbürgerung seiner 
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Eltern von Gesetzes wegen kraft Erstreckung er- 
wirbt, ein besonderer Antrag für ihn also nicht ge- 
stellt ist. Die Frage, ob ein solcher Staatsangehörig- 
keitserwerb schon nach bisherigem Recht einen 
Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit nach sich 
zieht oder nicht, ist umstritten und noch nicht end- 
gültig geklärt. Verliert nur ein Elternteil seine alte 
Staatsangehörigkeit, so verliert der Minderjährige 
nach Satz 2 seine bisherige Staatsangehörigkeit nur 
dann, wenn er nach dem Recht dieses Staates der 
Person folgt, welche die neue Staatsangehörigkeit 
erworben hat. Da das deutsche Staatsangehörigkeits- 
recht bisher überhaupt keinen Staatsangehörigkeits- 
verlust von Minderjährigen kraft Erstreckung 
kannte, bleibt der Minderjährige in jedem Falle 
deutscher Staatsangehöriger; eine gesetzliche Rege- 
lung nach Satz 2 Halbsatz 2 erübrigt sich daher. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel soll es einem Mehrstaater ermög- 
lichen, eine oder mehrere seiner Staatsangehörig- 
keiten aufzugeben, wenn der Staat, dessen Staats- 
angehörigkeit aufgegeben werden soll, ihm dies 
genehmigt. 

Die Erteilung der Genehmigung steht grundsätzlich 
im freien Ermessen des betreffenden Vertrags- 
staates. Sie darf aber dann nicht versagt werden, 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 gegeben 
sind. 

Dem deutschen Staatsangehörigkeitsrecht ist — 
ebenso wie dem Staatsangehörigkeitsrecht anderer 
Unterzeichnerstaaten — ein Verzicht auf die Staats- 
angehörigkeit unbekannt. An dessen Stelle steht im 
deutschen Staatsangehörigkeitsrecht das Institut der 
Entlassung auf Antrag. Da nach dem Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetz die Entlassung abge- 
sehen von dem Falle des § 22 RuStAG grundsätzlich 
immer gewährt werden muß, ist die vorhandene 
innerdeutsche Regelung geeignet, die Fälle der 
Mehrstaatigkeit in stärkerem Maße zu verringern 
als die in Artikel 2 enthaltene Vertragsregelung. Bei 
den Verhandlungen im Sachverständigenausschuß 
bestand übereinstimmng, daß die deutsche Entlas- 
sung aus der Staatsangehörigkeit auf Antrag dem 
staatlich genehmigten Verzicht nach Artikel 2 gleich- 
wertig ist. Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes be- 
stimmt daher, daß die in Artikel 2 Abs. 1 des Über- 
einkommens erwähnte Genehmigung in Form der 
Entlassung erteilt wird. Bei einer etwaigen Ver- 
sagung der Entlassung nach § 22 RuStAG sind aller- 
dings in Zukunft die Einschränkungen des Ab- 
satzes 2 zu beachten. 

Zu Artikel 3 

Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf die Verwal- 
tungsgebühren, die für die Errichtung der Urkunden 
erhoben werden, welche die Beteiligten zu dem Ver- 
zicht benötigen (z. B. standesamtliche Urkunden, 
Stempel oder Eintragungsgebühren). 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel soll es den Vertragsparteien ermög- 
lichen, Bestimmungen anzuwenden, die für die Ver- 
ringerung der Mehrstaatigkeit günstiger sind als die 


Betimmungen des Übereinkommens. Das ist für das 
deutsche Staatsangehörigkeitsrecht vor allem von 
Bedeutung im Hinblick auf das Institut der Entlas- 
sung (vgl. Begründung zu Artikel 2). 

Zu Artikel 5 und 6 

Trotz der in Kapitel I enthaltenen Vorschriften zur 
Verringerung der Mehrstaatigkeit wird es auch 
künftig Fälle von Mehrstaatigkeit geben. Da sich die 
Mehrstaatigkeit erfahrungsgemäß bei Personen im 
wehrpflichtigen Alter besonders einschneidend aus- 
wirkt, sind in Kapitel II Regelungen getroffen, die 
sich mit den Folgen der Mehrstaatigkeit auf dem 
Gebiete der militärischen Dienstpflicht befassen. 
Artikel 5 enthält in Absatz 1 die unabdingbare 
Grundregel, daß ein Mehrstaater im Verhältnis zu 
den in Betracht kommenden Vertragsstaaten seine 
Wehrpflicht nur gegenüber einer Vertragspartei zu 
erfüllen braucht. Als Wehrpflicht ist dabei sowohl 
der aktive Wehrdienst als auch der Wehrdienst in 
der Reserve zu verstehen. Nach Absatz 2 steht es 
den vertragsschließenden Parteien frei, die Aus- 
wirkungen des Absatzes 1 in Sondervereinbarungen 
näher zu regeln. 

Artikel 6 enthält eine Reihe von Regelungen, die 
angewendet werden sollen, wenn keine Sonderver- 
einbarungen nach Artikel 5 Abs. 2 getroffen worden 
sind oder wenn solche Sondervereinbarungen für 
derartige Fälle nichts anderes vorsehen. 

Artikel 6 Abs. 1 enthält die Grundregel, daß ein 
Mehrstaater seine Wehrpflicht nur gegenüber dem 
Staat zu erfüllen braucht, in dessen Hoheitsgebiet 
er sich gewöhnlich aufhält. Das Wehrpflichtgesetz 
geht zwar in § 1 vom „ständigen Aufenthalt" aus, 
aber es besteht im Ergebnis insoweit kein Unter- 
schied, denn gemeint ist in beiden Fällen der Ort, 
der Mittelpunkt der Lebensinteressen des Betroffe- 
nen ist. Die darin liegende Anerkennung des so- 
genannten Niederlassungsprinzips entspricht dem 
sich nach der Haager Kodifikationskonferenz von 
1930 abzeichnenden Völkerrecht. Die vorgesehene 
beschränkte Optionsmöglichkeit für den aktiven 
Wehrdienst ist eine Kompromißformel, die jedoch 
als unbedenklich angesehen werden kann, da der 
zu leistende Wehrdienst in dem Staat, für den 
optiert wird, zumindest von gleicher Dauer sein muß 
wie in dem Staat, in dem sich der Optierende ge- 
wöhnlich aufhält. 

Die in Artikel 6 Abs. 2 vorgesehene Bestimmung für 
die Mehrstaater, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
in einem Staat haben, dessen Staatsangehörigkeit 
sie nicht besitzen, berührt deutsche Belange im Hin- 
blick auf § 1 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes nicht. 
In Artikel 6 Abs. 3 und Abs. 4 ist folgerichtig vor- 
gesehen, daß der von einem Mehrstaater in einem 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, bereits 
geleistete oder künftig zu leistende Wehrdienst, der 
den jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen ent- 
spricht, in dem anderen Staat, dessen Staats- 
angehörigkeit der Wehrpflichtige ebenfalls besitzt, 
als Erfüllung der Wehrpflicht anerkannt wird. 

Für die Erfüllung der Wehrpflicht eines Reservisten 
sieht Artikel 6 Abs. 5 uneingeschränkt das Nieder- 
lassungsprinzip vor. 
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Absatz 6 stellt sicher, daß die Erfüllung der Wehr- 
pflicht in dem einen Staat die Staatsangehörigkeit 
in dem anderen Staat nicht berührt. 

Nach Absatz 7 sind die Vertragsparteien im Falle 
einer Mobilmachung im Hinblick auf die Not- 
situation, in der sich ein Staat dann befindet, an die 
Verpflichtungen aus diesem Artikel nicht gebunden. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 geht zunächst von dem Grundsatz aus, daß 
die Vertragsparteien beide Teile des Übereinkom- 
mens anwenden. Diejenige Vertragspartei, die Ka- 
pitel I annehmen will, muß auch Kapital II (Wehr- 
pflichtbestimmungen) anwenden. Es wird jedoch den 
Vertragsparteien eingeräumt, nur Kapitel II für an- 
wendbar zu erklären, wobei es ohne weiteres mög- 
lich ist, später auch Kapitel I wirksam werden zu 
lassen. 

Jede Vertragspartei, die beide Kapitel anwendet, 
kann jedoch nach Absatz 2 erklären, daß sie Ka- 
pitel II nur gegenüber denjenigen Vertragsparteien 
anwenden wird, welche beide Kapitel anwenden. Es 
wird dadurch ein System der Gegenseitigkeit ge- 
schaffen. 


Zu Artikel 8 

Artikel 8 enthält Regelungen über die Erklärung 
von Vorbehalten. Die zulässigen Vorbehalte sind in 
der Anlage zum Übereinkommen aufgeführt. 


Zu Artikel 9 

Hiernach wird den Vertragsstaaten die Möglichkeit 
gegeben, bezüglich der Staaten und Hoheitsgebiete, 
deren internationale Beziehungen sie wahrnehmen 
oder für die sie Verträge zu schließen befugt sind, 
den Begriff „Staatsangehörige" zu bestimmen oder 
die „Hoheitsgebiete" zu bezeichnen, auf welche das 
Übereinkommen anwendbar ist. 


Zu Artikel 10 bis 13 

Diese Bestimmungen enthalten übliche Verfahrens- 
regeln über Unterzeichnung, Ratifikation oder An- 
nahme und Inkrafttreten des Übereinkommens, über 
den Beitritt zum Übereinkommen sowie die Dauer 
seiner Geltung und die Kündigung des Überein- 
kommens. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


L Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich gemäß 
Artikel 84 Abs. 1 GG daraus, daß Artikel 2 des Ent- 
wurfs des Ratifikationsgesetzes i.V.m. §§ 23, 39 
RuStAG die Zuständigkeit bestimmter Landesbehör- 
den, nämlich die der höheren Verwaltungsbehörden, 
regelt. 

Außerdem enthält Artikel 2 des Gesetzentwurfs 

i. V. m. § 23 RuStAG auch eine Bestimmung über das 
Verwaltungs verfahren der Landesbehörden bei der 
Genehmigung des Verzichts auf die deutsche Staats- 
angehörigkeit und bei der Bewilligung der Befrei- 
ung von der Voraussetzung des gewöhnlichen 
Aufenthalts im Ausland. 

Schließlich beinhaltet Artikel 3 des Übereinkommens 
eine Regelung des Verwaltungsverfahrens, da die 
Befreiung von Gebühren oder Abgaben hierunter 
fällt. 


2. Zu Artikel 1 

In Artikel 1 ist folgender Satz 2 einzufügen: 

„Die Bundesrepublik Deutschland macht von den 
Vorbehalten in Nummern 1 und 3 der Anlage des 
Übereinkommens Gebrauch." 


Begründung 

Es ist verfassungsrechtlich geboten, daß der Gesetz- 
geber die Erklärung der Vorbehalte durch die 
Bundesregierung in seinen Willen aufnimmt. 


3. Zu Artikel 2 

In Absatz 1 und 2 sind jeweils die Worte „nach den 
§§ 19 bis 23" durch die Worte „nach den §§ 19 
und 23" zu ersetzen. 


Begründung 

Durch die Änderungen soll klargestellt werden, daß 
es sich nur um Verweisungen auf Verfahrensvor- 
schriften handelt. 


15 



Drucksadle V/1219 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 3 


Auffasung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 
Die Bundesregierung teilt zwar die Auffassung des 
Bundesrates, daß Artikel 2 des Entwurfs des Zu- 
stimmungsgesetzes i.V.m. §§ 23, 39 RuStAG die 
Einrichtung von Landesbehörden und i.V.m. § 23 
RuStAG das Verwaltungsverfahren der Landes- 
behörden im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG regelt, 
nicht. Sie schließt sich jedoch der Stellungnahme des 
Bundesrates an, daß Artikel 3 des Übereinkommens 
als Vorschrift über Gebührenbefreiung eine Rege- 
lung des Verwaltungsverfahrens enthält. 


Zu 2. 

Die Bundesregierung hält die Aufnahme der Vorbe- 
halte in den Nummern 1 und 3 der Anlage des Über- 
einkommens in das Zustimmungsgesetz verfassungs- ■ 
rechtlich nicht für geboten. Im Interesse einer klaren 
und übersichtlichen Darstellung der Rechtslage ist 
die Bundesregierung gleichwohl bereit, einer Auf- 
nahme der Vorbehalte in das Gesetz in der Form 
zuzustimmen, daß Artikel 1 des Gesetzentwurfs un- 
verändert bleibt und Artikel 2 wie folgt gefaßt wird: 

„Artikel 2 

(1) Ein deutscher Staatsangehöriger verliert dia 
deutsche Staatsangehörigkeit in den Fällen des 
Artikels 1 Abs. 1, 2 und 3 des Übereinkommens 
nur dann, wenn er seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt im Ausland hat oder nimmt. Die 
in Nummer 1 Halbsatz 2 der Anlage des Überein- 


kommens vorgesehene Befreiung von dieser Vor- 
aussetzung wird in Form der Entlassung nach den 
§§ 19 und 23 des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes vom 22. Juli 1913 (Reichsgesetzbl. S. 583) 
erteilt. 

(2) Ein deutscher Staatsangehöriger verliert die 
deutsche Staatsangehörigkeit in den Fällen des 
Artikels 1 Abs. 1 und 2 des Übereinkommens 
nicht, wenn er vor dem Erwerb der ausländischen 
Staatsangehörigkeit auf seinen Antrag die schrift- 
liche Genehmigung (Nummer 3 der Anlage zum 
Übereinkommen) der zuständigen Behörde zur 
Beibehaltung seiner Staatsangehörigkeit erhalten 
hat. Die Genehmigung darf nur erteilt werden und 
ist nur wirksam, wenn der ausländische Staat dem 
vorher zugestimmt hat. 

(3) Soweit in Artikel 2 des Übereinkommens 
die Möglichkeit eines staatlich genehmigten Ver- 
zichts auf eine der Staatsangehörigkeiten der 
Vertragsstaaten vorgesehen ist, wird die Geneh- 
migung für deutsche Staatsangehörige in Form 
der Entlassung nach den §§ 19 und 23 des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes erteilt. 

(4) Die Artikel 5 und 6 des Übereinkommens, 
die die Erfüllung der Wehrpflicht in Fällen der 
Mehrstaatigkeit betreffen, gelten nicht im Land 
Berlin.'' 

Zu 3. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Die Änderung ist 
im Neufassungsvorschlag zu 2. bereits berücksichtigt. 
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